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Zur Einführung
Das Lehrbuch Politikdidaktik dient allen, die in der politischen Bildung tätig
werden wollen oder schon eine berufliche oder nebenberufliche Aufgabe in

Schule, Jugend- oder Erwachsenbildung wahrnehmen.
Es richtet sich u. a. an Studenten, die das Staatsexamen in Politikwissen-
schaft/ Sozialkunde/ Sozialwissenschaften oder Wirtschaftspädagogik
ablegen wollen und den Lehrerberuf in der Sekundarstufe I oder Sekun-
darstufe II anstreben, genauso wie an Studienreferendare, welche ihre

Lehrproben planen oder sich auf das zweite Staatsexamen vorbereiten
müssen. Es stellt allerdings auch eine Hilfe für den Dozenten in der Ju-

gend- und Erwachsenenbildung dar.
Aus diesem Grunde wird auch das Spannungsverhältnis zwischen Theorie
und Praxis der politischen Bildung bewusst aufgenommen, und in politikdi-
daktische Lösungen für die Praxis der politischen Bildung umgesetzt wer-

den. Ausgehend von konkreten Beispielen aus der Praxis der politischen
Bildung, geht es in Kapitel 1 um die Veranschaulichung und Begründung
des allgemeinen Lernzieles der politischen Bildung sowie um dessen Be-

zug zu verschiedenen politikdidaktischen Wegen. Das Ziel der politischen
Bildung, die „aktive Wahrnehmung der Bürgerrolle durch die Entwicklung
einer demokratischen politischen Identität", verlangt von Bürgern im Ju-

gend- und Erwachsenenalter analytische Fähigkeiten, seine Verwirkli-

chung setzt aber auch eine emotionale Disposition für politisches Handeln
voraus. Deshalb besteht die Aufgabe eines Lehrbuches der Politikdidaktik

darin, die verschiedenen Möglichkeiten der Vermittlung von analytischer
Kompetenz und der Handlungskompetenz auf dem Niveau der aktuellen

politikdidaktischen Diskussion aufzuzeigen. Die Ausbildung der Analysefä-
higkeit steht deshalb im Mittelpunkt des Kapitels 2, die Ausbildung demo-
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kratischer politischer Identität und Handlungsfähigkeit ist Gegenstand der
politikdidaktischen Überlegungen in Kapitel 3. Immer wird dabei auf kon-
krete Unterrichtsgegenstände Bezug genommen. Der Analyse- und
Handlungsfähigkeit der Bürger sind jedoch grundlegende politische Deu-

tungen und Ordnungsvorstellungen vorgeordnet. Um deren Entstehung im
Rahmen der politischen Kultur, um deren Beschreibung und um entspre-
chende politikdidaktische Konsequenzen für die politikdidaktisch-
methodische Analyse geht es sodann in Kapitel 4. Hier wird aufgezeigt, in
welcher Weise die politisch-kulturellen Rahmenbedingungen, welche das
politische Deutungs- und Ordnungswissen von Jugendlichen und Erwach-
senen beeinflussen, in die Planung und Durchführung der politischen Bil-

dung Eingang finden sollen. In Kapitel 5 werden die damit aufbereiteten
Aspekte in einem politikdidaktisch-methodischen Modell gebündelt. Des-
sen Bedeutung für die Planung des Politikunterrichts oder von Seminaren
in der außerschulischen politischen Jugend- und Erwachsenenbildung wird
an einigen Beispielen und zusammenfassend in der Struktur der politikdi-
daktisch-methodischen Analyse demonstriert.

Der Einfachheit halber und um die politische Bildung in den unterschied-
lichsten Organisationsformen zu erfassen, werden in den folgenden Kapi-
teln die Begriffe „Politische Bildung" und „Politikunterricht" verwendet;
wohlwissend, dass erstens für das damit in der Schule gemeinte Fach
sehr unterschiedliche Bezeichnungen (meist Sozialkunde, oft Gemein-
schaftskunde) Verwendung finden, und die in der Jugend- und Erwachse-

nenbildung gemeinten Veranstaltungen oft einfach unter den Titeln „Politik
und Gesellschaft" eingeordnet sind.

Auch aus Gründen der Vereinfachung des Textes ist nicht z.B. von Schüle-
rinnen und Schülern oder Schüler(inne)n die Rede, sondern von Schülern.
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Kapitel 1
1 Politikdidaktik in der Praxis politischer Bildung

Soll politische Bildung in Schule und außerschulischer Jugend- und Er-
wachsenenbildung professionell durchgeführt werden, so müssen zu-

künftige Lehrer und Politische Bildner Kenntnisse erwerben, welche sie
dazu befähigen, die Praxis politischer Bildung nach politikdidaktischen
Perspektiven und Strategien zu gestalten.
Professionalität bezieht sich aber auch auf die Fähigkeit, die eigene Rolle
als Politiklehrer und die Ziele der politischen Bildung auf dem Hintergrund
der empirisch festgestellten gesellschaftlichen Entwicklungen sowie auf
dem Hintergrund der demokratietheoretischen Bezüge zu reflektieren und
hieraus konkrete praktische Konsequenzen im Alltag zu ziehen. Das heißt
also, zukünftige Politiklehrer müssen in der Lage sein, politikwissenschaft-
liche, soziologische, aber auch pädagogische und psychologische
Aspekte, welche das Handeln in der Praxis der politischen Bildung bedin-
gen, zu reflektieren. Auch gilt es, die Konsequenzen des pädagogischen
Handelns für die Weiterentwicklung der politischen Kultur in der Bundes-
republik Deutschland in die Überlegungen einzubeziehen (vgl. Kap. 2.1;
Kap. 4.1).
Dabei sollte schon von vorneherein deutlich sein, dass die beiden ge-
nannten Aspekte, der eher pragmatische, auf die konkrete Unterrichtstun-
de oder das konkrete Seminar in der Jugend- und Erwachsenenbildung
bezogene Aspekt, sowie der eher theoretische, auf der allgemeinen Be-
gründungsebene anzusiedelnde Aspekt, zwei Seiten derselben Medaille
sind.
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Denn praktisches pädagogisches Handeln mit Gruppen ohne Reflexion
der Ziele und ohne Reflexion der allgemeinen Bedeutung dieses Handelns
für die politische Kultur bedeutet ein „sich durchwursteln". Umgekehrt ver-
fehlen die theoretische Reflexion und noch so gut gemeinte methodische
Konzeptionen ohne die Fähigkeit der konkreten Umsetzung in politische
Lernprozesse die ursprüngliche didaktische Intention, welche auf die Er-
ziehung ausgerichtet ist. Diese theoretische Reflexion ist sodann umge-
kehrt auf die praktische Erfahrung angewiesen, ja sie ist in wesentlichen
Teilen ein Reflex auf die Praxis.
Im Sinne dieses unmittelbaren Aufeinanderangewiesenseins von Theorie
und Praxis geht es in diesem Kapitel zunächst darum, die Bedeutung der
Politikdidaktik in der Praxis der politischen Bildung an konkreten Unter-
richtsbeispielen aufzuzeigen, um daraus grundlegende Einsichten für die
Gestaltung des Politikunterrichtes zu gewinnen: über die Notwendigkeit
der politikdidaktischen Entscheidung, der sich kein Lehrer entziehen kann,
über die Bedeutung des kategorialen Wissens in der politischen Bildung
und über das allgemeine Lernziel der politischen Bildung, die aktive Wahr-
nehmung der Bürgerrolle.

1.1 Unterrichtsbeispiel

Die Bedeutung der Politikdidaktik in der Praxis der politischen Bildung wird
dann am ehesten einsichtig, wenn an einem konkreten Beispiel die fol-
genden Fragen behandelt werden, auf die sodann in den nächsten Kapi-
teln ausführlich bei der Reflexion der Ziele und der politisch-kulturellen
Rahmenbedingungen der politischen Bildung sowie bei der Darstellung der
politikdidaktisch-methodischen Analyse eingegangen wird:
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Wie ist die Auswahl des Gegenstandes zu begründen?
Unter welchen Perspektiven soll der Gegenstand im Politikun-
terricht behandelt werden?
Welche Ziele sollen erreicht werden?
Zu welchen grundsätzlichen Einsichten über die politische
Bildung gelangt man?

Hierzu dient für die Diskussion in diesem ersten Kapitel eine „Aktuelle
Stunde", die in eine kleine Unterrichtsreihe von 2-3 Stunden einmünden
soll (etwa das Niveau einer 10. Klasse).
Grundlage der Auswahl des Themas sollen die Berichte sein, die auf der
ersten Seite einer zufällig ausgewählten Ausgabe der Zeitschrift „Das
Parlament" zu finden sind.1 Es wird von der Annahme ausgegangen, dass
die dort behandelten Themen in den beiden letzten Wochen Gegenstand
der aktuellen Diskussion waren. Es handelt sich um Artikel mit den folgen-
den Überschriften:

Länder setzen bei Mehrwegquote auf Selbstverpflichtung der Wirt-
schaft/ Bundesrat sperrt sich gegen Pfandpflicht
Bundeswehreinsatz? Mazedonien

Gesundheitspolitik/ Zustimmung
Familienpolitik/ Kindergeld
Bundesverfassungsgericht/ Homosexualität/ Karlsruhe lehnt Ei-

lantrag ab
Parteispenden/ Kommission will schärfere Strafen

Der ausgewählte Artikel ist hier wiedergegeben, weil an verschiedenen
Stellen auf Textpassagen eingegangen werden muss und die Erklärungen
sodann einsichtiger sind.

1 Vgl. Das Parlament, 51. Jgg. Nr. 30-31, 20./27.7.2001, S. 1.
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Familienpolitik

Kindergeld
Berlin- Ein umfangreiches Familienpaket hat der Bundestag am 6.Juli
mit den Stimmen mit aller im Parlament vertretenen Parteien be-
schlossen. Die Familien werden damit um insgesamt 4,6 Milliarden
Mark
-

2,35 Mrd. Euro- ab 1.Januar 2002 entlastet. Im Mittelpunkt
steht die Erhöhung des Kindergeldes um rund 30 auf 301,20 Mark für
das erste und das zweite Kind im Monat. Das entspricht 154 Euro.
Weiterhin werden verschiedene Freibeträge auf 11.360 Mark- 5.808
Euro- erhöht. Durch zusätzlichen Steuerabzug von Betreuungskosten
sollen zugleich die Möglichkeiten von Verbindung von Familie und Be-
ruf verbessert werden. Andere Vergünstigungen- wie das sogenannte
Dienstmädchenprivileg- werden jedoch gestrichen.
In der streckenweise sehr heftigen Debatte verwiesen Redner der rot-
grünen- Koalition darauf, dass sie das Kindergeld für das erste und
zweite Kind seit 1998 um 80 Mark monatlich angehoben hätten. Bun-
desfinanzminister Eichel (SPD) und die finanzpolitische Sprecherin der
Grünen, Christin Scheel, unterstrichen in ihren Redebeiträgen, dass
sie zusammen mit anderen Hilfen die Leistungen für Familien um 20
Mrd. auf mehr als 100 Mrd. Mark aufgestockt hätten.
Für die Opposition von CDU/CSU, FDP und PDS habe Rot- Grün le-
diglich eine „Minimallösung" vorgelegt. Sie kritisierten diese Maßnah-
me zwar als unzureichend, stimmten am Ende jedoch bei wenigen
Enthaltungen dem Paket dennoch zu. Finanzminister Eichel hielt der
Opposition vor, sie wolle die Kinder „auf Pump" entlasten, was diese
dann später selbst zurückzahlen müssten. Vor allem die CDU/ CSU
forderte den Ausbau der Steuerbegünstigung für Haushaltshilfen. Die-
ses Dienstmädchenprivileg wird aber zur Finanzierung der Bruttoent-
lastung nunmehr ebenso abgeschafft wie der Haushaltsfreibetrag.
Dies wiederum treffe Alleinerziehende, die dann ab 2003 schlechter
gestellt würden. Die Grünen kündigten erneut an, dass sie dagegen
vorgehen wollen.
Anträge aus den Reihen der Opposition auf mehr Kindergeld wurden
von Rot- Grün abgelehnt. Die PDS wollte 410 Mark für alle Kinder
gleichermaßen durchsetzen. CDU/CSU wollten das Kindergeld für alle
Kinder um 30 Mark anheben. Die FDP scheiterte mit dem Antrag an
der heutigen Staffel des Ausbildungsfreibetrages festzuhalten. PDS
und Grüne forderten für die Zukunft eine größere Entlastung auch für
die Kinder von Sozialhilfeempfängern,pug_
Debatte auf den Seiten 16-18
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1.2 Politikdidaktische Entscheidung: Aktualität, Vermittlung von poli-
tischem Grundwissen, Analysefähigkeit

Wie ist die Auswahl des Gegenstandes zu begründen?

Zunächst stellt sich ja die Frage, aus welchen Gründen die anderen aktu-
ellen Gegenstände in der Stunde oder Doppelstunde nicht behandelt wer-
den. Hierfür gibt es meist pragmatische Gründe, die von der Länge des
Textes bis hin zu der Frage des Verständnis des Textes, des persönlichen
Interesses des Lehrers (oder dem Vorurteil gegenüber einem anderen

Thema) reichen. Weitere Überlegungen beziehen sich auf den Lehrplan,
etwa in dem Sinne, dass der Gegenstand der Sozialpolitik oder der Sozial-
staatlichkeit in der entsprechenden Klassenstufe ansteht.
Unabhängig davon, welchen Text, beziehungsweise welchen Gegenstand
der Lehrer ausgewählt hat, wird jedoch schon eine politikdidaktische
Grundentscheidung deutlich. Sie besteht darin, dass der Lernprozess in
der politischen Bildung bei der aktuellen Diskussion ansetzt und sich von
einem Politikunterricht abhebt, der ausschließlich die Sachinformation, z.B.
über den Themenbereich des Sozialstaates, anstrebt.2

Worin ist die weitergehende Begründung einer solchen politikdidak-
tischen Entscheidung zu sehen?

Die getroffene politikdidaktische Entscheidung orientiert sich, falls sie ra-
tional begründet ist und als politikdidaktische Konzeption Bedeutung er-
langen soll, an einem Bild des informierten Bürgers, der in der Lage ist, die
aktuelle Diskussion zu verfolgen und dann eine rationale politische
Wahlentscheidung zu treffen (vgl. Kap. 1.4).

2 Vgl. Walter Gagel, Einführung in die Didaktik des politischen Unterrichts, Opladen 2000,
bes. S. 57ff zur Frage der Lerngegenstände in der politischen Bildung.
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Politikunterricht hat im Rahmen einer solchen Konzeption die Aufgabe, die
Analysefähigkeit zu fördern (vgl. Kap 2).
Dies bedeutet zweierlei.
Erstens geht es darum, die aktuelle Diskussion zu verstehen. Das
heißt, die Schüler müssen in der Lage sein, die Informationen aus aktuel-
len Berichten sachlich richtig und strukturiert wiedergeben zu können.
Dabei ist es notwendig, bei der Wiedergabe von Informationen die ver-
wendeten Fachbegriffe zu erklären. Dies ist nicht einfach, da die politi-
schen Begriffe nur in bestimmten Funktionszusammenhängen, für deren
Interpretation wiederum konkretes Sachwissen erforderlich ist, erklärbar
sind.3
Am Beispiel des ausgewählten Textes wird dies schon im zweiten Ab-
schnitt deutlich, wenn von den Freibeträgen die Rede ist. Denn zum Ver-
ständnis dieses Zusammenhanges sind Grundkenntnisse über das Steuer-
recht notwendig. Die „Freibeträge" bedeuten, dass bestimmte Bevölke-
rungsgruppen Beiträge von dem zu versteuernden Einkommen abziehen
können und sich dadurch die Steuerlast für sie reduziert. Das heißt, die
begünstigten Familien erhalten

-

indirekt
-

ein höheres Einkommen.
Ohne dass nun eine weitere sachliche Diskussion zu den genannten
Sachgegenständen möglich und notwendig wäre, dürfte deutlich geworden
sein, dass ein wichtiger Gesichtspunkt der Analysefähigkeit in den Kennt-
nissen über die sachlichen Verschränkungen und sachlichen Funktions-
zusammenhänge besteht, welche eine wichtige Seite der Komplexität von
Politik ausmachen.
Wenn ein Ziel der politischen Bildung nun darin besteht, die sachbezoge-
nen Funktionszusammenhänge von politischen Diskussionen, Meinungen,
Vorschlägen, Programmen oder Entscheidungen aufzuzeigen, dann ist es
auch notwendig, diese Diskussion mit der Vermittlung politischen
Grundwissens zu verknüpfen.



Kapitel1_7

Mit dieser Forderung ist der zweite Gesichtspunkt angesprochen, der in
unmittelbarem Zusammenhang mit der Aufgabe steht, die Analysefähig-
keit der Schüler zu fördern. Die Forderung nach der unmittelbaren Ver-
knüpfung der aktuellen politischen Diskussion mit der Vermittlung des

politischen Grundwissens hängt zwar mit der besprochenen sachlichen
Klärung von Begriffen und mit dem Problem der Funktionszusammenhän-

ge zusammen, bedeutet jedoch eine politikdidaktische Weiterentwicklung,
welche unmittelbare Auswirkungen auf Zielbestimmung, Inhalte und
Struktur des Politikunterrichts besitzt.

Drei politikdidaktische Wege

Vergegenwärtigt man sich die Informationen, die der Text über die aktuelle
Diskussion und über die politische Entscheidung bezüglich der Erhöhung
des Kindergeldes gibt, so sind zumindest drei politikdidaktische Vertie-
fungen möglich, welche sich

-

wie aufzuzeigen sein wird
-

auch für ande-
re Gegenstände der aktuellen Politik anbieten.
Zunächst liegt es auf der Hand, dass in Fortführung der Erklärung der
aufgezeigten Sachaspekte eine Vertiefung bezüglich der Kenntnisse des
Sozialstaates möglich wäre. Konkret bedeutet dies, dass nach der Erar-
beitung der parteipolitischen Kontroversen und der Forderungen der Par-
teien sowie der Erörterung der getroffenen politischen Entscheidung be-
züglich des Kindergeldes, die Bedeutung der familienpolitischen Entschei-
dungen (möglichst an konkreten Beispielen) im Rahmen der Sozialstaat-
lichkeit behandelt wird 4

Es können Grundkenntnisse über das Soziale Netz vermittelt, oder falls
dies schon bei anderen Gelegenheiten geschehen ist, wiederholt werden.

3 Vgl. Georg Weißeno, Über den Umgang mit Texten im Politikunterricht. Didaktisch-
methodische Grundlegung, Schwalbach 1993, bes. S. 21 ff zur Textinterpretation; vgl. weiter-
führend zur grundsätzlichen Bedeutung der Sprache Kap. 4.1.4.
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Eine andere politikdidaktische Weiterführung und Vertiefung besteht in der
Vermittlung von Grundkenntnissen über das politische System. In die-
sem Zusammenhang sind die im Text angesprochene Rolle der Oppositi-
on, die Funktion der Fraktionen im Parlament oder die Gesetzgebungs-
funktion des Bundestages näher zu untersuchen.5
Die didaktische Entscheidung darüber, welche Elemente des politischen
Systems zu behandeln sind, hängt von der Frage ab, welche Kenntnisse
über das politische System die Lerngruppe besitzt und welche Kenntnisse
sie insgesamt über das politische Institutionensystem und über die politi-
schen Prozesse, die im Institutionensystem ablaufen, erwerben soll.
Die bisher genannten Weiterführungen beziehen sich einerseits auf den
policy- Bereich, weil Sachkenntnisse über die Sozialpolitik und über die
Sozialstaatlichkeit erworben werden. Es bestünde aber auch die Möglich-
keit, den politics- Bereich, also die Dimension der politischen Willensbil-
dung zu thematisieren. Andererseits wird aber auch die politiy- Dimension
der Politik angesprochen, da Kenntnisse über die Dimension der politi-
schen Institutionen anstehen. Es werden in diesem Kontext z.B. Fragen
der Funktionsweise des Bundestages zu behandeln sein (vgl. Abb. 15
Dimensionen des Politikbegriffes).6
Eine weitere politikdidaktische Vertiefung besteht nun darin, Gesichts-
punkte der politischen Theorie als Lernelemente politikdidaktisch nutz-
bar zu machen. Die Schüler sollen dafür Kriterien zur Analyse aktueller
politischer Diskussionen aufbereiten, so dass diese bei anderen Gegen-
ständen als analytische Elemente verwendet werden können.
Die Möglichkeit hierzu ergibt sich, wenn das Unterrichtsgeschehen auf die
Frage: „Was ist Politik?" bezogen ist.

4 Vgl. Carl Deichmann, Abiturwissen. Der Weg zur Einheit und das Vereinigte Deutschland,
Stuttgart 2000, S. 120 ff zum Grundwissen über den Sozialstaat.5 Vgl. ebd., S. 36ff.6 Vgl. Carl Bohret, Werner Jann u. a., Innenpolitik und politische Theorie, Opladen 1998, S.
37 zu den verschiedenen Dimensionen der Politik; vgl. Kap. 5.2.2 zur Einbindung in die poli-
tikdidaktisch-methodische Analyse und zur weiteren Behandlung der Institutionen mit Hilfe
des politikdidaktisch-methodischen Modells.
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Das heißt, es geht um das Problem, welche grundsätzlichen Erkennt-
nisse über die Politik aus dem aktuellen Fall zu dem Sozial- und gesell-
schaftlichen Problem des Kindergeldes gewonnen werden können. Dieser
Ansatz wird wegen seiner grundsätzlichen Bedeutung für die politische
Bildung in Kap. 1.3 gesondert behandelt.7

1.1.1 Professionalität des Politiklehrers: (Politik-) Wissenschaftliche,
politikdidaktische, methodische und pädagogische Kompetenz

Die an einem konkreten Beispiel veranschaulichten Möglichkeiten der

Behandlung eines politischen Gegenstandes haben gezeigt, dass der Po-
litiklehrer bei jeder Unterrichtsreihe oder bei jedem Seminar in einer poli-
tikdidaktischen Entscheidungssituation steht. Diese Entscheidung
nimmt ihm kein Lehrplan ab. Er kann sie auch nur bedingt auf die Gruppe
übertragen; sie ist auch nur teilweise im Rahmen eines Gespräches mit
der Gruppe aufzulösen. Dies ist deshalb der Fall, weil die Notwendigkeit
der Verknüpfung von politikwissenschaftlichem Grundwissen aus der poli-
ty-, politics- und policy- Dimension der Politik mit der aktuellen, wiederum
grundsätzliche Fragen beinhaltenden Kommunikation besteht. Der politik-
didaktischen Entscheidungssituation kann der Politiklehrer auch deshalb
nicht entfliehen, weil er als Fachmann weiß, welche Elemente des poli-
tikwissenschaftlichen Grundwissens er vermitteln muss und welche
Elemente dieses Grundwissens mit dem jeweiligen aktuellen Gegenstand
zu verknüpfen sind. Die hiermit gemeinte analytische Kompetenz müssen
die Schüler in allen Unterrichtsreihen systematisch entwickeln. Deshalb
besteht auch die Aufgabe des Lehrers darin, die Lernfortschritte der
Schüler zu fördern und im Sinne der prozessualen Leistungsbeurteilung

7 Vgl. Gotthard Breit, Georg Weißeno, Planung des Politikunterrichts, Schwalbach 2003, S.
29ff zu weitergehenden Möglichkeiten der Vertiefung, wie z.B. der .Lebenshilfe', die nicht zum
Kern der politischen Bildung gehören, jedoch in der außerschulischen sozialen und politi-
schen Bildung Bedeutung gewinnen.
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zu überprüfen. Insofern werden an die Sachkompetenz des Politikleh-
rers hohe Anforderungen gestellt.
Einerseits muss er die aktuelle politische Diskussion intensiv verfolgen.
Andererseits wird er als ausgebildeter Politikwissenschaftler/ Sozialwis-
senschaftler die grundlegenden Entwicklungen in seinem Fach verfolgen.
Dass dieser hohe Anspruch nie völlig einzulösen ist, dürfte nicht verwun-
dern. Doch befindet sich der Politiklehrer in einer ähnlichen „misslichen"
Situation wie ein Journalist, aber auch wie der Wissenschaftler, z.B. ein
Politikwissenschaftler. Auch wenn dieser sich zwar in seinem Fachgebiet,
etwa der Wahlforschung im Detail auskennt, versucht er, verzweifelt in
seinem eigenen Fach „den Überblick" dadurch zu behalten, dass er neue-
re, allgemeine Darstellungen aus dem Bereich der Politischen Theorie,
demjenigen der Internationalen Beziehungen oder der Politikdidaktik liest.
Ein guter Politiklehrer wird nicht darauf warten, bis sich wissenschaftliche
Erkenntnisse in den Schulbüchern niedergeschlagen haben, sondern er
wird versuchen, sich durch die Lektüre der besonders für die politische
Bildung ausgerichteten Fachzeitschriften, Sammelbände und Monographi-
en „auf dem Laufenden" zu halten.9
An einer Grafik kann man sich die beschriebene Entscheidungssituation
noch einmal vergegenwärtigen:

8 Vgl. Carl Deichmann, Leistungsbeurteilung im Politikunterricht, Schwalbach 2001, bes. S.
18ff.
9 Vgl. hierzu die Literaturliste am Ende des Bandes
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Politikwissenschaft/Soziologie/
Volkswirtschaft/Rechtswissenschaft u. a.

Politische Dis-
kussion

Fachdidaktische
Diskussion

Kenntnisse
der Schüler

Abb. 1: Bedeutung wissenschaftlichen Wissens

Das politikwissenschaftliche, soziologische, ökonomische und rechtswis-
senschaftliche Wissen erscheint als relativ stabiles Band. Dieser Eindruck
ist natürlich deshalb nicht richtig, weil der wissenschaftliche Erkennt-

nisprozess permanent fortschreitet. Man braucht in diesem Zusammen-

hang nur an den enormen Wissenszuwachs zu denken, der in der Erfor-
schung des Transformationsprozesses in den neuen Bundesländern oder
in den osteuropäischen Ländern erzielt wurde. Trotzdem kann von einer

gewissen Stabilität des Wissens, welches für die Schüler relevant ist, aus-
gegangen werden.
Die Grafik soll auch verdeutlichen, dass die aktuelle Diskussion bestimmte
Gegenstände ausleuchtet, welche sozusagen für die Analyse der aktuellen
Probleme heranzuziehen sind, bzw. die sich dafür anbieten und die somit
als sachliche Erweiterungen dienen. Die Aufgabe des Pädagogen, der die
Verpflichtung übernommen hat, eine Klasse oder einen Kurs zu unterrich-
ten, besteht nun darin, dafür Sorge zu tragen, dass am Ende eines gewis-
sen Zeitraums das nach dem Lehrplan anzustrebende Wissen erarbeitet
wurde. Dass es sich dabei nicht nur um Faktenwissen handelt, sondern
auch andere Bereiche des politischen Wissens, bis hin zu der Frage der
Handlungskompetenz relevant sind, wird in den Überlegungen deutlich
werden, die besonders in Kapitel 3 anzustellen sind.
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In den vorangegangenen Darstellungen ist auch implizit die Antwort auf
die Frage „Gibt es ein politisches Grundwissen?" gegeben worden.
Es handelt sich dabei um eine Frage, die in der Politikdidaktik diskutiert
wird, die aber für die Praxis der politischen Bildung in der Schule politisch
entschieden ist, indem in den Lehrplänen die im Unterricht zu behandeln-
den Gegenstandsbereiche ausgewiesen sind. Dies wird besonders in der
Sekundarstufe II bedeutsam, weil die Lerngegenstände im Abitur überprüft
werden. Eine eventuelle Vernachlässigung einzelner Gegenstandsberei-
che wirkt sich besonders in solchen Ländern gravierend aus, in denen das
Zentralabitur durchgeführt wird.

1.3 Unterrichtsbeispiel: Kategoriales Lernen als Verknüpfung der drei
politikdidaktischen Wege
Die beschriebenen Anforderungen an die Professionalität des Politikleh-
rers entstehen neben den Anforderungen an seine methodische Kompe-
tenz besonders aus der alltäglichen Notwendigkeit, politikdidaktische Ent-
scheidungen zu treffen. Dabei steht, wie oben beschrieben, besonders die
Frage an, ob er die Vertiefung des Unterrichts in Richtung der policy-
Dimension der Politik (Kenntnisse des Sozialstaates), der politics-
Dimension (Diskussion um die Lösung des aktuellen Konfliktes) oder der
polity-Dimension (politische Theorie bzw. Kenntnisse über das politische
System) durchführen will.
Wird im Folgenden die auf das Unterrichtsbeispiel bezogene Erörterung
des kategorialen Lernens vorgenommen, dann soll diese zu den folgenden
Erkenntnissen über den Politikunterricht führen.
Erstens: Ohne Kategorienbildung ist die sachadäquate Behandlung des
Gegenstandes nicht möglich.
Zweitens: Die Berücksichtigung von Kategorien im Unterricht führt die
Schüler zu grundsätzlichen Einsichten.



Kapitel 1 13

Drittens: Die analytischen und normativen Kategorien stellen das Binde-
glied zwischen den drei Möglichkeiten der Vertiefung in der polity-, policy-
und politics-Dimension dar.

Die hier auf das Unterrichtsbeispiel bezogene Darstellung des kategorialen
Lernens wird in den folgenden Kapiteln weitergeführt. Im Zusammenhang
mit dem Lernziel der Analysefähigkeit im Kap. 2 stehen besonders die
Überlegungen zu den Kategorien „Macht und Herrschaft" an. In Kap. 3.2.4
geht es sodann um die Frage, wie man aus handlungsorientierten Unter-
richtssequenzen die für den Politikunterricht wichtigen Kategorien erar-
beiten kann.

Die nochmalige Vergegenwärtigung des Textes (vgl. Kap. 1.1) zeigt, dass
die Schüler folgende Politikelemente mit Hilfe entsprechender Frageimpul-
se herausarbeiten können:

politische Entscheidungen beeinflussen die Alltagswelt der Bürger
(Bsp. Kindergeld), sie sind allgemeinverbindlich;
Konflikten (der Parteien) liegen Interessen der unterschiedlichen
Gruppen in der Gesellschaft zugrunde;
Konflikte können auf Werte bezogen werden (Gerechtigkeit, Stel-
lung der Frau/ der Familie);
Politikbereiche sind miteinander verknüpft (Familienpolitik/ Steuern
usw.).

Mit politischen Entscheidung werden die Alltagsbedingungen der Men-
schen unter Umständen wesentlich beeinflusst. Im Falle des Kindergeldes
handelt es sich zwar „nur" um verhältnismäßig geringfügige finanzielle
Veränderungen. Will man allerdings die Alltagsweltbedeutung dieser politi-
schen Entscheidung realistisch gewichten, so sind diese Entscheidungen
im Kontext anderer sozialpolitischer Maßnahmen zu sehen.
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Eine politikdidaktische Weiterführung würde in diesem Zusammenhang
den Fragen nachgehen, wie politische Entscheidungen zu definieren sind
und welche Bedeutung sie sowohl im politischen System als auch für die

Alltagssituation der Bürger haben. In diesem Zusammenhang wird darauf
hinzuweisen sein, dass politische Entscheidungen für die Betroffenen ver-
bindlich sind und deren Gestaltungsmöglichkeiten ausweiten oder ein-

grenzen.
Sowohl die Diskussion im Bundestag als auch die Vergegenwärtigung der
unterschiedlichen Einstellungen der Bürger zu der Frage des Kindergeldes
und der Freibeträge

-

kinderlose Ehepaare oder Singles werden hierzu
eine andere Meinung als Ehepaare mit Kindern oder Alleinerziehende
besitzen

-

verdeutlicht die Konflikthaltigkeit der Politik. Konflikte entste-
hen, wenn Individuen und Gruppen sich gegenseitig ausschließende For-
derungen stellen.
Die unterschiedlichen Interessen von Individuen und Gruppen sind also
der eigentliche Grund für die Entstehung von Konflikten. Die unterschiedli-
chen Interessen beruhen wiederum auf gemeinsamen Grundbedürfnis-
sen. Denn das gemeinsame Grundbedürfnis der genannten gesellschaftli-
chen Gruppen besteht zunächst in der finanziellen Absicherung und in
dem Ziel, darüber hinaus einen möglichst hohen Lebensstandard zu errei-
chen. Aus dem gemeinsamen Grundbedürfnis allerdings entstehen recht
unterschiedliche, ja sich gegenseitig ausschließende Interessen, welche
als politische Forderungen in Erscheinung treten. Geht es doch darum, im
Umverteilungsprozess, der vom politischen System vorgenommen wird

(Steuern, Abgaben, Subventionen, Infrastrukturmaßnahmen), einen mög-
lichst großen Anteil zu erreichen.
Unmittelbar mit der gemeinsamen Bedürfnislage verbunden ist auch die
Wertgebundenheit der politischen Argumentation und der politischen
Diskussion. Die Konfliktparteien, das heißt die im politischen System agie-
renden Interessengruppen und die politischen Parteien, welche sich mit
unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen für die jeweiligen Interessen
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ihrer Wähler einsetzen, beziehen sich in ihrer Argumentation auf dieselben
Werte, definieren sie allerdings auf dem Hintergrund ihrer Interessenlage
und ihrer Tradition, bzw. auf dem Hintergrund der von ihnen vertretenen
Wählergruppen in unterschiedlicher Weise. Alle Parteien argumentieren
zum Beispiel mit dem Hinweis auf die soziale Gerechtigkeit, wobei diese
unterschiedlich interpretiert wird; von einigen mit stärkerem Gewicht auf
die individuelle Freiheit, von anderen mit stärkerem Gewicht auf dem

Gleichheitsgrundsatz.
Wenn diese Argumentationsstruktur auch nicht in dem oben zugrunde
gelegten Text enthalten ist, so schlägt sie sich doch implizit nieder. Aller-
dings ist in dem kurzen Bericht eine für moderne Gesellschaften typische
Entwicklungstendenz festzustellen. Es handelt sich um den Tatbestand,
dass die politischen Parteien bei zunehmend geringerer Bedeutung ange-
stammter Milieus (Arbeitnehmermilieu, Katholisches Milieu, etc.) und de-
ren traditioneller politischer Anbindung immer stärker um dieselben

Wählergruppen kämpfen müssen und weniger die Interessen ihrer traditio-
nell angestammten Wählerschichten artikulieren.10 So tritt zwar die
CDU/CSU noch für das Steuerprivileg für Haushaltshilfen ein, eine Forde-
rung, die dem Interesse des von ihr vertretenen Mittelstandes und der

Selbstständigen entspricht, stimmt aber doch dem Gesetzesentwurf zu (s.
Text). Der Konsens, sowohl Familien mit Kindern als auch Alleinerziehen-
de zu unterstützen, ist groß.
Im Zusammenhang mit der politischen Notwendigkeit, von den Bedürfnis-
sen der Bürger auszugehen und politische Entscheidungen zu treffen, wird
auch der Zwang zum Kompromiss in der Politik deutlich. Konflikte, wel-
che in politische Entscheidungen einmünden, werden in politischen Insti-
tutionen ausgetragen. Der in ihnen ablaufende politische Willensbildungs-
und Entscheidungsprozess ist nach bestimmten Regeln strukturiert, wel-
che von den Konfliktparteien als Bedingung für die Funktionsfähigkeit der
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demokratischen politischen Ordnung und somit auch als Bedingung ihrer
eigenen Existenz anerkannt werden.

Die politikdidaktische Vertiefung und Weiterentwicklung in den Bereich der
politischen Theorie könnte noch weiter geführt werden, wenn es um die
Diskussion von Macht und Herrschaft, die Legitimation politischer Insti-
tutionen und Prozesse mit Hilfe der Überlegungen zur Rechtsstaatlich-
keit und zum Demokratieprinzip nach Art. 20 GG geht.

Diesen Überlegungen soll hier nicht nachgegangen werden. Im Zusam-

menhang mit der Diskussion zur Bedeutung der Politikdidaktik in der Pra-
xis der politischen Bildung dürfte schon mit den vorangegangenen Bemer-
kungen, welche in den folgenden Kapiteln erweitert und vertieft werden,
deutlich geworden sein, dass die Möglichkeit besteht, den Schülern mit
Hilfe eines konkreten Falls aus der aktuellen Politik, Einsichten in die
Grundlagen der Politik zu verschaffen.
Außerdem wird auch die Verknüpfung der drei politikdidaktischen We-
ge einsichtig, wenn die genannten Kategorien im Unterrichtsgespräch
Berücksichtigung finden. Die sachliche Vertiefung, der policy- Bereich,
führt in den Bereich der Wertedimension (polity). Der Versuch, Grund-
kenntnisse über das politische System zu vermitteln (polity) führt auch zu
der Reflexion von grundlegenden Spielregeln und Legitimationsaspekten,
welche eher in den Bereich der politischen Theorie gehören. Und umge-
kehrt: Die Vertiefung in den Erkenntnis- und Kenntnisbereich der politi-
schen Theorie stößt in den Bereich des politischen Systems vor.
Das relativiert die wissenschaftliche Systematik für die an politikdidakti-
schen Kategorien ausgerichtete Unterrichtsführung. Auch wenn der Lehrer
die eher politikwissenschaftliche Perspektive bei seiner Unterrichtsvorbe-
reitung im Blick hat, so wird diese dem Schüler nicht so bewusst. Er unter-

10 Vgl. Rainer-Olaf Schulze, Wählerverhalten, in: Uwe Andersen, Wichard Woyke, Hrsg.,
Handwörterbuch des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland, Bonn (Bundes-
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sucht zusammen mit seinen Mitschülern den Fall und er gelangt im Ablauf
dieser Untersuchung zu bestimmten Erkenntnissen. Er eignet sich Grund-
kenntnisse über die Politik an. Er hat „etwas" gelernt.

Kateqoriales Wissen

Die Behandlung des konkreten Unterrichtsbeispiels und seine politikdidak-
tische Untersuchung zeigt also, dass der konkrete Fall im Unterricht mit

der Intention behandelt werden sollte, die Schüler zu grundsätzlichen Er-
kenntnissen und Einsichten über die Politik zu führen.
Der damit angesprochenen Forderung nach kategorialem Wissen liegt
folgende Argumentationsstruktur zugrunde: Wenn die Schüler durch einen
konkreten Gegenstand, also durch einen Unterrichtsstoff zu fundamenta-
len Erkenntnissen und Einsichten über die Politik kommen, dann müsste
dies auch bei anderen Gegenständen der Fall sein. Es besteht die Mög-
lichkeit des Transfers. Ist dies aber richtig, sind die konkreten Gegenstän-
de gar nicht von so großer Bedeutung, geht es doch darum, die Schüler zu
den im Prinzip gleichen Erkenntnissen und Einsichten zu führen. Die
Stoffe sind mehr oder weniger auswechselbar, soweit sie Erkenntnisse
über Struktur und Prozesse wichtiger Politikbereiche vermitteln. Der Kata-
log von fundamentalen Erkenntnissen und Einsichten soll jedoch relativ
stabil sein.

Umgekehrt, so lässt sich schlussfolgern, könnten die an dem konkreten
Unterrichtsstoff herausgearbeiteten Erkenntnisse und Einsichten Kriterien
für die Auswahl entsprechender Gegenstände sein. In diesem Zusam-

menhang stellt sich der Politiklehrer die Frage, mit welchem Gegenstand
er eher den z.B. prozessualen Aspekt, mit welchem Gegenstand er eher
die Bedeutung von Institutionen in der Politik erklären kann.
Die Kategorien erfüllen in der Praxis der politischen Bildung also diese
beiden Funktionen:

zentrale für politische Bildung), 2000, S. 631ff, bes. S. 636.



18 Politikdidaktik

Sie reduzieren die Gegenstände auf die fundamentalen Erkennt-
nisse und Einsichten;
Sie sind Suchinstrumente für geeignete Gegenstände. Das heißt:
Die Kategorien werden pragmatisch aus dem Gegenstand ge-
wonnen und dann zu Schlüsselfragen umformuliert (vgl. Kap.
3.2.4.).11

Kenntnisse. Erkenntnisse und Einsichten

An dieser Stelle, bei der Beschreibung des praktischen Gewichtes der
Politikdidaktik, soll der Vorschlag einer formalen Differenzierung der Ziele
politischer Bildung vorgestellt werden, weil sich die bisherigen Aussagen
zu den Kategorien in diesem Kontext in konkreten Unterrichtsvorbereitun-

gen und in der konkreten Unterrichtsdurchführung einbinden.
Gemeint ist die Differenzierung in Kenntnisse, Erkenntnisse und Ein-
sichten, die Kurt Gerhard Fischer schon 197012 als formale Zielbestim-
mung der politischen Bildung vorgeschlagen hat. Die von Fischer vorge-
nommene Differenzierung hat wegen ihrer Plausibilität und Praktikabilität
in der Politikdidaktik eine weite Verbreitung gefunden.
Kenntnisse können dabei in der politischen Bildung nicht losgelöst vom
Kommunikationsprozess und von Sinninterpretationen gesehen werden:

11 Vgl. Bernhard Sutor, Neue Grundlegung politischer Bildung, Band II, Ziele und Aufgaben-
felder des Politikunterrichts, Paderborn 1984, S. 69ff zur weitergehenden Begründung und
Funktionsbeschreibung von Kategorien; vgl. Wolfgang Hilligen, zur Didaktik des politischen
Unterrichts, Opladen 1985, S. 88ff zum Begriff der Kategorien und deren Funktion in der
Politikdidaktik, aber auch S. 74ff über den Bezug des Erkenntnisprozesses zu wissen-
schaftstheoretischen Positionen und den mit diesen verbundenen erkenntnistheoretischen
Interessen; vgl. Tilmann Grammes, Kommunikative Fachdidaktik. Politik

-

Geschichte
-Recht

-

Wirtschaft, Opladen 1998, S. 205ff zur kategorialen Didaktik und ihres Stellenwertes
in einer kommunikativen Fachdidaktik; vgl. Wolfgang Sander, Politik entdecken

-

Freiheit
leben. Neue Lernkulturen in der politischen Bildung, Schwalbach 2001, bes. S. 59ff zur Kritik
der kategorialen Politikdidaktik aus der Sicht der pragmatischen Konzeption der politischen
Bildung (vgl. Kap. 5.1.1).12 Vgl. Kurt Gerhard Fischer, Einführung in die politische Bildung, Stuttgart 1970, S. 102 ff.


